
     

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Kleve 

 
Bereitstellungstag: 09.04.2020 
 

Allgemeinverfügung Corona/Nr. 14 der Stadt Kleve vom 09.04.2020 zur Aufhebung 
der Allgemeinverfügungen Corona/Nr. 4 vom 17.03.2020, Corona/Nr. 5 vom 
17.03.2020, Corona/Nr. 9 vom 18.03.2020 sowie Corona/Nr. 11 vom 24.03.2020 auf-
grund SARS-CoV-2 zur Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten nach dem Ge-
setz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (In-
fektionsschutzgesetz) 
 

Gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämp-
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) zur Verhü-
tung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen wird folgende Allgemeinver-
fügung angeordnet: 

1. Die Allgemeinverfügung der Stadt Kleve vom 17.03.2020 (Corona/ Nr. 4) zur Schul-
schließung aufgrund SARS-CoV-2 zur Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten 
nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz) wird aufgehoben. 
 

2. Die Allgemeinverfügung der Stadt Kleve vom 17.03.2020 (Corona/ Nr. 5) zum Betre-
tungsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, Kindertages-
pflegestellen usw.)  aufgrund SARS-CoV-2 zur Bekämpfung von übertragbaren Krank-
heiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten 
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) wird aufgehoben. 
 

3. Die Allgemeinverfügung Corona/Nr. 9 der Stadt Kleve vom 18.03.2020 zum Betretungs-
verbot von Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialge-
setzbuch, von tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstät-
ten, Tagesstätten oder sonstige vergleichbare Angebote), für Einrichtungen der berufli-
chen Rehabilitation sowie von interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförderstel-
len, heilpädagogischen Praxen und Autismuszentren aufgrund SARS-CoV-2 zur Be-
kämpfung von übertragbaren Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) wird auf-
gehoben. 

 
4. Die Allgemeinverfügung Corona/Nr. 11 der Stadt Kleve vom 24.03.2020 zur Schul-

schließung aufgrund SARS-CoV-2 zur Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten 
nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 
Menschen (Infektionsschutzgesetz) wird aufgehoben. 

 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgeset-

zes für das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als be-
kannt gegeben.  

 
6. Auf die am 02.04.2020 erlassene Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Bereich der Betretungsinfrastruktur 
(CoronaBetrVO) des Landes Nordrhein-Westfalen wird ausdrücklich hingewiesen. 

 
 



 - 2 - 

Begründung: 
 
Zu 1. – 4.: 
Aufgrund der §§ 32, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) sowie des § 10 
der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem IfSG hat der Landesgesetz-
geber von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, eine landeseinheitliche Regelung zur Be-
kämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu treffen und die Verordnung zum Schutz vor 
Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Bereich der Betretungsinfrastruktur 
(CoronaBetrVO) des Landes Nordrhein-Westfalen mit Datum vom 02.04.2020 erlassen, 
eine einheitliche Rechtslage zu erreichen und damit sowohl die Akzeptanz der Regelungen 
in der Bevölkerung zu erhöhen, als auch die Umsetzbarkeit im Vollzug zu erleichtern. 
  
Gem. § 16 Abs. 1 CoronaBetrVO gehen die Bestimmungen dieser Verordnung widerspre-
chenden und inhaltsgleichen Allgemeinverfügungen der nach dem Landesrecht für Schutz-
maßnahmen nach § 28 Abs. 1 IfSG zuständigen Behörden vor. 
  
Die unter den Ziffern 1 bis 4 genannten Allgemeinverfügungen sind im Wesentlichen in-
haltsgleich mit den Bestimmungen der CoronaBetrVOVO und werden daher aus Gründen 
der Rechtsklarheit aufgehoben. 
 
Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus §§ 16, 28 IfSG i.V.m. § 3 der Verordnung zur 
Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (ZVO-IfSG). 
Danach sind die örtlichen Ordnungsbehörden sachlich zuständig. 
Meine örtliche Zuständigkeit als Ordnungsbehörde ergibt sich aus § 4 Abs. 1 Gesetzes über 
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG). 
 
Zu 8.: 
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land NRW (VwVfG NRW) einen Tag nach der Bekanntmachung als bekannt gegeben. 
Die Bekanntgabe erfolgt durch Veröffentlichung. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Ver-
waltungsgericht Düsseldorf erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 
enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben werden. Für die Erhebung der Klage stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 
 
1. Schriftlich oder zur Niederschrift: 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts erhoben werden. Die Anschrift lautet: Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf. Der Klage sollen dieser Bescheid im Original o-
der in Kopie und so viele Abschriften der Klage mit Ihren Anlagen beigefügt werden, dass 
alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.  
 
2. Auf elektronischem Weg: 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
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Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-
dere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) 
vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 
 
Hinweise:  
 Weitere Informationen zur Klageerhebung auf elektronischem Weg erhalten Sie auf der 

Internetseite www.justiz.de. 
 
 Zur Vermeidung unnötiger Kosten wird empfohlen, sich vor Erhebung einer Klage zu-

nächst mit mir in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige Unstimmig-
keiten bereits im Vorfeld einer Klage sicher behoben werden. Die Klagefrist von einem 
Monat wird durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch jedoch nicht ver-
längert. 

 
Gemäß § 80 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), in der zurzeit, geltenden 
Fassung kann das Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39, 40213 Düsseldorf, in 
den Fällen des § 80 Absatz 2 Ziffer 3 VwGO auf Ihren Antrag die aufschiebende Wirkung 
eines etwaigen Rechtsbehelfs ganz oder teilweise anordnen. 
     
 
 
Kleve, 09.04.2020 Die Bürgermeisterin 
  Northing  


